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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

In das Gesetz zur Ausführung des Staatsvertrags
über die Vergabe von Studienplätzen vom 19. Febru-
ar 1988 (GVBl S. 18, BayRS 2210-8-2-WFK), zuletzt
geändert durch § 3 des Gesetzes vom 24. Dezember
2001 (GVBl S. 991), wird folgender Art. 7a eingefügt:

„Art. 7a

(1) 1Die Hochschulen vergeben die Studienplätze
im Verfahren nach § 32 Abs. 3 Nr. 3 des Hochschul-
rahmengesetzes nach folgenden Kriterien:

1. Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechti-
gung,

2. gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsbe-
rechtigung, die über die fachspezifische Eignung
Auskunft geben,

3. Ergebnis eines fachspezifischen Studierfähigkeits-
tests,

4. Art einer Berufsausbildung oder Berufstätigkeit,

5. Ergebnis eines von der Hochschule durchzu-
führenden Gesprächs mit den Bewerberinnen und
Bewerbern, das Aufschluss über die Motivation
der Bewerberin oder des Bewerbers und über die
Identifikation mit dem gewählten Studium und
dem angestrebten Beruf geben sowie zur Vermei-
dung von Fehlvorstellungen über die Anforderun-
gen des Studiums dienen soll oder

6. auf Grund einer Verbindung von Kriterien nach
den Nrn. 1 bis 5.

2Im Rahmen der Kriterien für die Auswahl nach Satz 1
Nrn. 2 bis 5 ist zumindest gleichrangig das Kriterium
für die Auswahl nach Satz 1 Nr. 1 zu berücksichtigen.

(2) 1Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
an Auswahlgesprächen kann begrenzt werden. 2In
diesem Fall entscheidet die Hochschule über die Teil-
nahme nach einem der in Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 genann-
ten Kriterien, nach dem Grad der Ortspräferenz oder
nach einer Verbindung dieser Kriterien.

(3) 1Die Hochschule regelt die nähere Ausgestal-
tung des Hochschulauswahlverfahrens, insbesondere
die nach den Abs. 1 und 2 zu treffenden Regelungen,
durch Satzung. 2Die Satzung bedarf abweichend von
Art. 6 Abs. 1 Satz 2 BayHSchG keiner Genehmi-
gung.“

§ 2

1Dieses Gesetz tritt am 1. März 2005 in Kraft. 2Die
Bestimmungen sind erstmals auf das Vergabeverfah-
ren zum Wintersemester 2005/2006 anzuwenden.

München, den 22. Februar 2005

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

2210–8–2–WFK

Gesetz
zur Änderung des

Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrags
über die Vergabe von Studienplätzen

Vom 22. Februar 2005
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit
Beschluss vom 27. Januar 2005 dem zwischen dem 
8. und dem 15. Oktober 2004 unterzeichneten Achten
Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher
Staatsverträge (Achter Rundfunkänderungsstaats-
vertrag) zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachste-
hend bekannt gemacht.

München, den 9. Februar 2005

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

Bekanntmachung
des Achten Staatsvertrags

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Achter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom 9. Februar 2005

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen, zugleich zur Umsetzung der Richtlinie
2002/22/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 7. März 2002 über den Universaldienst
und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunika-
tionsnetzen und -diensten (Universaldienstricht-
linie), nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991,
zuletzt geändert durch den Siebten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 23. bis 26. September 2003,
wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis erhält § 19 die Überschrift:

„§ 19 Rundfunkprogramme“.

2. In § 12 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Worten
„Saarländischer Rundfunk“ das Komma durch
ein „und“ ersetzt und die Worte „und Sender
Freies Berlin“ gestrichen.

3. In § 13 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Einnahmen aus dem Angebot von Telefonmehr-
wertdiensten dürfen nicht erzielt werden.“

4. § 16 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen.

Achter Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Achter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom XX. Februar 2005
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5. § 19 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 19

Rundfunkprogramme

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten und das ZDF veran-
stalten jeweils ein Fernsehvollprogramm gemäß § 1
Abs. 1 ARD-Staatsvertrag und § 2 Abs. 1 ZDF-
Staatsvertrag. Die einzelnen in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten dür-
fen insgesamt nicht mehr als die zum 1. April
2004 verbreiteten Fernsehprogramme veranstalten.

(2) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten und das ZDF können
gemeinsam veranstalten

a) ein Fernsehprogramm mit kulturellem Schwer-
punkt; dabei können ausländische öffentlich-
rechtliche Veranstalter, vor allem aus den
europäischen Ländern, beteiligt werden und

b) zwei Spartenfernsehprogramme.

Sie beteiligen sich am Europäischen Fernsehkul-
turkanal.

(3) Die Programme nach Absatz 2 werden über
Satellit ausgestrahlt; die zusätzliche Verbreitung
auf anderen Übertragungswegen richtet sich
nach Landesrecht.

(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten und das ZDF können
ihre Programme auch in digitaler Technik ver-
breiten; sie sind darüber hinaus berechtigt, aus-
schließlich in digitaler Technik jeweils bis zu drei
weitere Fernsehprogramme mit den Schwerpunk-
ten Kultur, Bildung und Information zu veran-
stalten. Die Programme können jeweils zu einem
Gesamtangebot unter einem elektronischen Pro-
grammführer zusammengefasst werden (Pro-
grammbouquets); der wechselseitige Zugriff auf
die gemeinsamen Programme ist sicherzustellen.

(5) Die Programme oder Programmbouquets
nach Absatz 4 dürfen bei digitaler Verbreitung
insgesamt für das ZDF den Umfang von einem
und für die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten den Umfang von zwei
analogen Fernsehkanälen nicht übersteigen;
ARD und ZDF verständigen sich über die Auftei-
lung ihrer derzeitigen analogen gemeinsamen
Fernsehprogramme auf diese Kanäle.

(6) Neue bundesweit oder landesweit verbreitete
Fernsehprogramme dürfen die in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten
und das ZDF veranstalten, wenn im Austausch
dazu auf ein bisheriges Programmangebot nach
Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 4
verzichtet und der gesetzliche Programmauftrag
auch durch das neue Angebot erfüllt wird, ohne
dass insgesamt dadurch Mehrkosten entstehen.

(7) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten können insgesamt im
Hörfunk die Gesamtzahl ihrer zum 1. April 2004
verbreiteten analogen und digitalen Hörfunkpro-

gramme veranstalten. Hörfunkprogramme, die
inhaltsgleich in analoger und digitaler Technik
ausgestrahlt werden, gelten dabei nur als ein
Hörfunkprogramm. Die Möglichkeit der in der
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, nach Maßgabe des jeweiligen Landes-
rechts ihre analogen oder digitalen Hörfunkange-
bote durch andere Hörfunkangebote oder durch
Kooperationen zu ersetzen, ohne dass insgesamt
dadurch Mehrkosten entstehen, bleibt nach Maß-
gabe von Satz 1 unberührt. Der Austausch eines
digitalen Programms gegen ein analoges Pro-
gramm ist nicht zulässig.

(8) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten wirken auf eine Bün-
delung ihrer Hörfunkprogramme und weitere
Kooperationen hin. Sie berichten hierüber im
Rahmen von § 11 Abs. 4.“

6. § 25 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst:

„(4) In den beiden bundesweit verbreiteten
reichweitenstärksten Fernsehvollprogrammen
sind mindestens im zeitlichen und regional diffe-
renzierten Umfang der Programmaktivitäten
zum 1. Juli 2002 nach Maßgabe des jeweiligen
Landesrechts Fensterprogramme zur aktuellen
und authentischen Darstellung der Ereignisse des
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Lebens in dem jeweiligen Land aufzuneh-
men. Der Hauptprogrammveranstalter hat orga-
nisatorisch sicherzustellen, dass die redaktionelle
Unabhängigkeit des Fensterprogrammveranstal-
ters gewährleistet ist. Dem Fensterprogrammver-
anstalter ist eine gesonderte Zulassung zu ertei-
len. Fensterprogrammveranstalter und Haupt-
programmveranstalter sollen zueinander nicht im
Verhältnis eines verbundenen Unternehmens
nach § 28 stehen. Mit der Organisation der Fens-
terprogramme ist zugleich deren Finanzierung
durch den Hauptprogrammveranstalter sicherzu-
stellen. Die Landesmedienanstalten stimmen die
Organisation der Fensterprogramme in zeitlicher
und technischer Hinsicht unter Berücksichtigung
der Interessen der betroffenen Veranstalter ab.“

7. In § 33 wird die Verweisung auf die „§§ 31 und
32“ ersetzt durch die Verweisung auf die „§§ 25,
31 und 32“.

8. In § 40 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Ein
zusätzlicher Anteil von der einheitlichen Rund-
funkgebühr in Höhe von zwei vom Hundert“
ersetzt durch die Worte „Der in § 10 des Rund-
funkfinanzierungsstaatsvertrages bestimmte An-
teil“.

9. § 49 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 wird wie folgt neu gefasst:

„entgegen § 53 Abs. 1 Satz 2 durch Zugangsbe-
rechtigungssysteme oder Schnittstellen für An-
wendungsprogramme oder Systeme, die auch die
Auswahl von Fernsehprogrammen steuern und
die als übergeordnete Benutzeroberfläche für alle
über das System angebotenen Dienste verwendet
werden, oder auf Grund der Ausgestaltung von
Entgelten Anbieter von Rundfunk oder Teleme-
dien unmittelbar oder mittelbar bei der Verbrei-
tung ihrer Angebote unbillig behindert oder
gegenüber gleichartigen Anbietern ohne sachlich
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gerechtfertigten Grund unterschiedlich behan-
delt, 

entgegen § 53 Abs. 2 Satz 1 die Verwendung eines
Zugangsberechtigungssystems oder eines Systems
nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 oder das Eigentum
an Schnittstellen für Anwendungsprogramme
oder die Entgelte für die Kabeleinspeisung oder
die Bündelung und Vermarktung von Program-
men der zuständigen Landesmedienanstalt nicht
unverzüglich anzeigt, 

entgegen § 53 Abs. 2 Satz 2 Änderungen hin-
sichtlich der Angaben nach § 53 Abs. 2 Satz 1 der
zuständigen Landesmedienanstalt nicht unver-
züglich anzeigt oder

entgegen § 53 Abs. 2 Satz 3 der zuständigen Lan-
desmedienanstalt auf Verlangen die erforderli-
chen Auskünfte nicht oder in nicht ausreichen-
dem Maße erteilt.“

10. § 52 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Es werden die folgenden Sätze 3 und 4 ein-
gefügt:

„Landesrechtliche Regelungen zur analo-
gen Kanalbelegung sind zulässig, soweit
sie zur Erreichung klar umrissener Ziele
von allgemeinem Interesse erforderlich
sind. Sie können insbesondere zur Siche-
rung einer pluralistischen, am Gebot der
Meinungsvielfalt orientierten Medienord-
nung getroffen werden.“

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5.

b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Werden in einer Kabelanlage Fernseh-
programme oder vergleichbare Telemedien
zusätzlich oder ausschließlich digital verbrei-
tet, gelten für digital genutzte Kapazitäten die
Bestimmungen der Absätze 3 bis 5.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgende neue Nummer 2 einge-
fügt:

„2. Übertragungskapazitäten für die pri-
vaten Rundfunkprogramme, die Regio-
nalfenster gemäß § 25 enthalten, zur
Verfügung stehen,“.

bb) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden
die Nummern 3 bis 5.

cc) In den Nummern 4 und 5 wird jeweils die
Verweisung auf die Nummern 1 und 2
ersetzt durch die Verweisung auf die Num-
mern 1 bis 3.

11. In § 52a Abs. 2 wird folgender neuer Satz 3 ange-
fügt:

„Die analoge terrestrische Fernsehversorgung
kann auch dann eingestellt werden, wenn der
Empfang der Programme über einen anderen
Übertragungsweg gewährleistet ist.“

12. § 53 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 53

Zugangsfreiheit

(1) Anbieter von Telekommunikationsdienst-
leistungen, die Rundfunk oder vergleichbare
Telemedien verbreiten, haben zu gewährleisten,
dass die eingesetzte Technik ein vielfältiges
Angebot ermöglicht. Zur Sicherung der Mei-
nungsvielfalt dürfen Anbieter von Rundfunk
oder Telemedien weder unmittelbar noch mittel-
bar

1. durch Zugangsberechtigungssysteme,

2. durch Schnittstellen für Anwendungspro-
gramme,

3. durch Systeme, die auch die Auswahl von
Fernsehprogrammen steuern und die als über-
geordnete Benutzeroberfläche für alle über das
System angebotenen Dienste verwendet wer-
den, oder

4. auf Grund der Ausgestaltung von Entgelten

bei der Verbreitung ihrer Angebote unbillig
behindert oder gegenüber gleichartigen Anbie-
tern ohne sachlich gerechtfertigten Grund unter-
schiedlich behandelt werden.

(2) Die Verwendung eines Zugangsberechti-
gungssystems oder eines Systems nach Absatz 1
Satz 2 Nr. 3, das Eigentum an Schnittstellen für
Anwendungsprogramme, die Entgelte für die
Kabeleinspeisung sowie die Bündelung und Ver-
marktung von Programmen sind der jeweils
zuständigen Landesmedienanstalt unverzüglich
anzuzeigen. Satz 1 gilt für Änderungen entspre-
chend. Der zuständigen Landesmedienanstalt
sind auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte
zu erteilen.

(3) Die zuständige Landesmedienanstalt wird
tätig nach einer Anzeige gemäß Absatz 2, auf-
grund einer Information durch die Regulierungs-
behörde für Telekommunikation und Post oder
nach Beschwerde von Rundfunkveranstaltern,
Anbietern von Telemedien oder von Nutzern.

(4) Ob ein Verstoß gegen Absatz 1 vorliegt, ent-
scheidet die zuständige Landesmedienanstalt im
Benehmen mit der Regulierungsbehörde für Tele-
kommunikation und Post.

(5) Zuständig ist die Landesmedienanstalt des
Landes, in dem die Zulassung des Rundfunkver-
anstalters erteilt wurde oder der Anbieter oder
Verwender von Diensten seinen Sitz, Wohnsitz
oder in Ermangelung dessen seinen ständigen
Aufenthalt hat. Ergibt sich danach keine Zustän-
digkeit, so ist diejenige Landesmedienanstalt
zuständig, in deren Bezirk der Anlass für die
Amtshandlung hervor tritt.

(6) Die Landesmedienanstalten regeln durch
übereinstimmende Satzungen Einzelheiten zur
inhaltlichen und verfahrensmäßigen Konkretisie-
rung der Absätze 1 bis 4.“
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13. § 54 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Datum „31. De-
zember 2004“ ersetzt durch das Datum „31. De-
zember 2008“.

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Datum „31. De-
zember 2004“ ersetzt durch das Datum „31. De-
zember 2008“.

c) In Absatz 4 Satz 2 wird das Datum „31. De-
zember 2005“ ersetzt durch das Datum „31. De-
zember 2009“.

d) In Absatz 5 Satz 2 wird das Datum „31. De-
zember 2004“ ersetzt durch das Datum „31. De-
zember 2008“.

Artikel 2

Änderung des ARD-Staatsvertrages

In § 9 Satz 3 des ARD-Staatsvertrages vom 31. Au-
gust 1991, zuletzt geändert durch den Siebten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 23. bis 26. Septem-
ber 2003, wird das Datum „31. Dezember 2004“
ersetzt durch das Datum „31. Dezember 2008“.

Artikel 3

Änderung des ZDF-Staatsvertrages

Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991,
zuletzt geändert durch den Siebten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 23. bis 26. September 2003,
wird wie folgt geändert:

1. § 21 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe g werden die Worte „der Deut-
schen Angestelltengewerkschaft“ ersetzt durch
die Worte „von ver.di – Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft e.V. –“.

b) In Buchstabe h wird das Wort „Handelstages“
ersetzt durch das Wort „Handelskammertages“.

c) In Buchstabe j werden die Worte „Industriege-
werkschaft Medien, Druck und Papier, Publizi-
stik und Kunst“ ersetzt durch die Worte „ver.di
– Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. –
aus dem Fachbereich für Medien“.

2. In § 28 Nr. 6 wird zweimal das Wort „leitenden“
durch das Wort „außertariflichen“ ersetzt.

3. In § 33 Abs. 1 Satz 3 wird das Datum „31. Dezem-
ber 2004“ ersetzt durch das Datum „31. Dezember
2008“.

Artikel 4

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 17. Juni
1993, zuletzt geändert durch den Siebten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 23. bis 26. Septem-
ber 2003, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Die §§ 34 und 35 werden gestrichen.

b) Der bisherige § 36 wird § 34.

c) Der bisherige § 37 wird § 35.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Absatz 3 wird Absatz 2.

c) Absatz 4 wird Absatz 3 und in Satz 3 werden
die Worte „einschließlich der dazugehörigen
jeweiligen Programmdirektionen“ gestrichen.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

„(3) Die Programme und Angebote der Kör-
perschaft und ihrer Mitglieder sind auf der
Grundlage einer Vereinbarung wechselseitig in
den jeweiligen Programmen und Angeboten
unentgeltlich zu bewerben.“

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

4. § 21 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe l werden die Worte „Reichsbun-
des der Kriegsopfer, Behinderten, Sozialrent-
ner und Hinterbliebenen“ ersetzt durch die
Worte „Sozialverbandes Deutschland e.V.“.

b) In Buchstabe r werden die Worte „der IG
Medien/Fachgruppe Journalismus, Landesbe-
zirk Rheinland-Pfalz/Saar“ ersetzt durch die
Worte „von ver.di – Vereinte Dienstleistungs-
gewerkschaft e.V. – Landesbezirk Rheinland-
Pfalz – aus dem Fachbereich Medien“.

5. § 27 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Der Intendant beruft im Einvernehmen
mit dem Verwaltungsrat die Direktoren und aus
deren Mitte seine Stellvertretung.“

6. In § 28 Nr. 6 wird das Wort „leitenden“ durch das
Wort „außertariflichen“ ersetzt.

7. In § 29 Satz 1 werden die Worte „von ihren Mit-
gliedern“ durch die Worte „aus Mitteln der Rund-
funkgebühr“ ersetzt.

8. In § 33 Abs. 2 Satz 1 werden hinter dem Wort
„Fassung“ die Worte „nach Maßgabe der für die
„Deutsche Welle“ geltenden Vorschriften“ einge-
fügt.

9. Die §§ 34 und 35 werden gestrichen.

10. Der bisherige § 36 wird der neue § 34 und in Ab-
satz 1 Satz 3 wird das Datum „31. Dezember 2004“
ersetzt durch das Datum „31. Dezember 2008“.

11. Der bisherige § 37 wird § 35 und wie folgt neu
gefasst:

„§ 35

In-Kraft-Treten

Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 1994 in
Kraft.“
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Artikel 5

Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages

Der Rundfunkgebührenstaatsvertrag vom 31. Au-
gust 1991, zuletzt geändert durch den Siebten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 23. bis 26. Septem-
ber 2003, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) § 5a wird gestrichen.

b) § 6 erhält die Überschrift:

„§ 6 Gebührenbefreiung natürlicher Perso-
nen“.

c) § 10 erhält die Überschrift:

„§ 10 Vertragsdauer, Kündigung,
Außer-Kraft-Treten“.

d) Es wird folgender neuer § 11 angefügt:

„§ 11 Übergangsbestimmungen“.

2. In § 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Regelung
des § 5“ durch die Worte „Regelungen der §§ 5
und 6“ ersetzt.

3. In § 3 Abs. 2 Nr. 9 wird der Klammerzusatz
„(Haushaltsauflösung oder sonstige Ereignisse)“
gestrichen.

4. § 4 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst:

„(4) Die Verjährung richtet sich nach den Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die
regelmäßige Verjährung.“

5. § 5 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 5

Zweitgeräte, gebührenbefreite Geräte

(1) Eine Rundfunkgebühr ist nicht zu leisten
für weitere Rundfunkempfangsgeräte (Zweit-
geräte), die von einer natürlichen Person oder
ihrem Ehegatten

1. in ihrer Wohnung oder ihrem Kraftfahrzeug
zum Empfang bereitgehalten werden, wobei
für Rundfunkempfangsgeräte in mehreren
Wohnungen für jede Wohnung eine Rundfunk-
gebühr zu entrichten ist;

2. als der allgemeinen Zweckbestimmung nach
tragbare Rundfunkempfangsgeräte vorüberge-
hend außerhalb ihrer Wohnung oder vorüber-
gehend außerhalb ihres Kraftfahrzeuges zum
Empfang bereitgehalten werden.

Eine Rundfunkgebührenpflicht im Rahmen des
Satzes 1 besteht auch nicht für weitere Rundfunk-
empfangsgeräte, die von Personen zum Empfang
bereitgehalten werden, welche mit dem Rund-
funkteilnehmer in häuslicher Gemeinschaft leben
und deren Einkommen den einfachen Sozialhilfe-
regelsatz nicht übersteigt.

(2) Die Gebührenfreiheit nach Absatz 1 Satz 1
gilt nicht für Zweitgeräte in solchen Räumen
oder Kraftfahrzeugen, die zu anderen als priva-
ten Zwecken genutzt werden. Auf den Umfang
der Nutzung der Rundfunkempfangsgeräte, der
Räume oder der Kraftfahrzeuge zu den in Satz 1
genannten Zwecken kommt es nicht an. Die
Rundfunkgebühr ist zu zahlen für 

1. Zweitgeräte in Gästezimmern des Beherber-
gungsgewerbes bei Betrieben

mit bis zu 50 Gästezimmern in Höhe von
jeweils 50 vom Hundert, bei Betrieben mit
mehr als 50 Gästezimmern in Höhe von jeweils
75 vom Hundert,

2. Rundfunkgeräte in gewerblich vermieteten
Ferienwohnungen bei Betrieben

mit bis zu 50 Ferienwohnungen ab der zweiten
Ferienwohnung in Höhe von jeweils 50 vom
Hundert, bei Betrieben mit mehr als 50 Ferien-
wohnungen ab der zweiten Ferienwohnung in
Höhe von jeweils 75 vom Hundert, 

3. Rundfunkgeräte in nicht gewerblich vermiete-
ten Ferienwohnungen auf ein und demselben
Grundstück mit der privaten Wohnung des
Rundfunkteilnehmers oder auf damit zusam-
menhängenden Grundstücken ab der zweiten
Ferienwohnung in Höhe von jeweils 50 vom
Hundert.

(3) Für neuartige Rundfunkempfangsgeräte
(insbesondere Rechner, die Rundfunkprogramme
ausschließlich über Angebote aus dem Internet
wiedergeben können) im nicht ausschließlich pri-
vaten Bereich ist keine Rundfunkgebühr zu ent-
richten, wenn

1. die Geräte ein und demselben Grundstück
oder zusammenhängenden Grundstücken
zuzuordnen sind und

2. andere Rundfunkempfangsgeräte dort zum
Empfang bereitgehalten werden.

Werden ausschließlich neuartige Rundfunkemp-
fangsgeräte, die ein und demselben Grundstück
oder zusammenhängenden Grundstücken zuzu-
ordnen sind, zum Empfang bereitgehalten, ist für
die Gesamtheit dieser Geräte eine Rundfunkge-
bühr zu entrichten.

(4) Unternehmen, die sich gewerbsmäßig mit
der Herstellung, dem Verkauf, dem Einbau oder
der Reparatur von Rundfunkempfangsgeräten
befassen, sind berechtigt, bei Zahlung der Rund-
funkgebühren für ein Rundfunkempfangsgerät
weitere entsprechende Geräte für Prüf- und Vor-
führzwecke auf ein und demselben Grundstück
oder zusammenhängenden Grundstücken gebüh-
renfrei zum Empfang bereitzuhalten. Außerhalb
der Geschäftsräume können Rundfunkempfangs-
geräte von diesem Unternehmen gebührenfrei
nur bis zur Dauer einer Woche zu Vorführ-
zwecken bei Dritten zum Empfang bereitgehal-
ten werden.

(5) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten, die Landesmedienanstalten sowie die nach
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Landesrecht zugelassenen privaten Rundfunk-
veranstalter oder -anbieter sind von der Rund-
funkgebührenpflicht befreit. Die Regulierungs-
behörde für Telekommunikation und Post ist von
der Rundfunkgebührenpflicht für ihre Dienst-
geräte befreit, soweit sie diese im Zusammenhang
mit ihren hoheitlichen Aufgaben bei der Verbrei-
tung von Rundfunk zum Empfang bereithält.

(6) Rundfunkteilnehmer, die aufgrund Artikel 2
des Gesetzes vom 6. August 1964 zu dem Wiener
Übereinkommen vom 18. April 1961 über diplo-
matische Beziehungen (BGBl. 1964 II S. 957) oder
entsprechender Rechtsvorschriften Vorrechte
genießen, sind von der Rundfunkgebührenpflicht
befreit.

(7) Befreiung von der Rundfunkgebühren-
pflicht wird auf Antrag für Rundfunkempfangs-
geräte gewährt, die in folgenden Betrieben oder
Einrichtungen für den jeweils betreuten Perso-
nenkreis ohne besonderes Entgelt bereitgehalten
werden:

1. In Krankenhäusern, Krankenanstalten, Heil-
stätten sowie in Erholungsheimen für Kriegs-
beschädigte und Hinterbliebene, in Gutachter-
stationen, die stationäre Beobachtungen durch-
führen, in Einrichtungen der beruflichen Re-
habilitation sowie in Müttergenesungsheimen;

2. in Einrichtungen für behinderte Menschen,
insbesondere in Heimen, in Ausbildungsstät-
ten und in Werkstätten für behinderte Men-
schen;

3. in Einrichtungen der Jugendhilfe im Sinne des
Kinder- und Jugendhilfegesetzes (Achtes Buch
des Sozialgesetzbuches);

4. in Einrichtungen für Suchtkranke, der Alten-
hilfe, für Nichtsesshafte und in Durchwande-
rerheimen.

§ 6 Abs. 3 bis 6 gilt entsprechend.

(8) Voraussetzung für die Befreiung von der
Rundfunkgebührenpflicht nach Absatz 7 ist, dass
die Rundfunkempfangsgeräte von dem jeweiligen
Rechtsträger des Betriebes oder der Einrichtung
bereitgehalten werden. Die Gebührenbefreiung
tritt nur ein, wenn der Rechtsträger gemeinnützi-
gen oder mildtätigen Zwecken im Sinne der §§ 51
bis 68 der Abgabenordnung dient. Das Gleiche
gilt, wenn bei dem Betrieb oder der Einrichtung
eines Rechtsträgers diese Voraussetzungen vor-
liegen. Bei Krankenhäusern, Altenwohnheimen,
Altenheimen und Altenpflegeheimen genügt es,
wenn diese Einrichtungen gemäß § 3 Nr. 20 des
Gewerbesteuergesetzes von der Gewerbesteuer
befreit sind.

(9) Die Rundfunkanstalt kann verlangen, dass
in den Fällen des Absatzes 8 Satz 2 die Befreiung
von der Körperschaftssteuer gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 9
des Körperschaftssteuergesetzes oder bei Kran-
kenhäusern, Altenwohnheimen, Altenheimen
und Altenpflegeheimen in den Fällen des Absat-
zes 8 Satz 4 die Befreiung von der Gewerbesteu-
er gemäß § 3 Nr. 20 des Gewerbesteuergesetzes
nachgewiesen wird.

(10) Weitere Rundfunkempfangsgeräte (Zweit-
geräte), die in öffentlichen allgemein bildenden
oder berufsbildenden Schulen, staatlich geneh-
migten oder anerkannten Ersatzschulen oder
Ergänzungsschulen, soweit sie auf gemeinnützi-
ger Grundlage arbeiten, von dem jeweiligen
Rechtsträger der Schule zu Unterrichtszwecken
zum Empfang bereitgehalten werden, sind von
der Rundfunkgebühr befreit. Abweichende lan-
desrechtliche Regelungen bleiben unberührt.“

6. § 6 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 6

Gebührenbefreiung natürlicher Personen

(1) Von der Rundfunkgebührenpflicht werden
auf Antrag folgende natürliche Personen und
deren Ehegatten im ausschließlich privaten
Bereich befreit:

1. Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt
nach dem Dritten Kapitel des Zwölften
Buches des Sozialgesetzbuches (Sozialhilfe)
oder nach den §§ 27a oder 27d des Bundes-
versorgungsgesetzes,

2. Empfänger von Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung (Viertes Kapitel des
Zwölften Buches des Sozialgesetzbuches),

3. Empfänger von Sozialgeld oder Arbeitslosen-
geld II einschließlich von Leistungen nach 
§ 22 ohne Zuschläge nach § 24 des Zweiten
Buches des Sozialgesetzbuches,

4. Empfänger von Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz,

5. nicht bei den Eltern lebende Empfänger von
Ausbildungsförderung nach dem Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz,

6. Sonderfürsorgeberechtigte im Sinne des § 27e
des Bundesversorgungsgesetzes,

7. a) blinde oder nicht nur vorübergehend we-
sentlich sehbehinderte  Menschen mit ei-
nem Grad der Behinderung von 60 vom
Hundert allein wegen der Sehbehinde-
rung;

b) hörgeschädigte Menschen, die gehörlos
sind oder denen eine ausreichende Ver-
ständigung über das Gehör auch mit Hör-
hilfen nicht möglich ist,

8. behinderte Menschen, deren Grad der Be-
hinderung nicht nur vorübergehend wenigs-
tens 80 vom Hundert beträgt und die wegen
ihres Leidens an öffentlichen Veranstaltun-
gen ständig nicht teilnehmen können,

9. Empfänger von Hilfe zur Pflege nach dem
Siebten Kapitel des Zwölften Buches des
Sozialgesetzbuches oder von Hilfe zur Pflege
als Leistung der Kriegsopferfürsorge nach
dem Bundesversorgungsgesetz oder von Pfle-
gegeld nach landesgesetzlichen Vorschriften
und
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10. Empfänger von Pflegezulagen nach § 267
Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes oder
Personen, denen wegen Pflegebedürftigkeit
nach § 267 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c
des Lastenausgleichsgesetzes ein Freibetrag
zuerkannt wird.

Innerhalb der Hausgemeinschaft wird Gebühren-
befreiung gewährt, wenn

1. der Haushaltsvorstand selbst zu dem in Satz 1
aufgeführten Personenkreis gehört,

2. der Ehegatte des Haushaltsvorstandes zu dem
in Satz 1 aufgeführten Personenkreis gehört
oder 

3. ein anderer Haushaltsangehöriger, der zu dem
in Satz 1 aufgeführten Personenkreis gehört,
nachweist, dass er selbst das Rundfunkemp-
fangsgerät zum Empfang bereithält.

(2) Der Antragsteller hat die Voraussetzungen
für die Befreiung von der Rundfunkgebühren-
pflicht durch die Vorlage des entsprechenden
Bescheides im Original oder in beglaubigter
Kopie nachzuweisen.

(3) Unbeschadet der Gebührenbefreiung nach
Absatz 1 kann die Rundfunkanstalt in besonde-
ren Härtefällen auf Antrag von der Rundfunkge-
bührenpflicht befreien.

(4) Der Antrag ist bei der für die Erhebung von
Rundfunkgebühren zuständigen Landesrundfunk-
anstalt zu stellen, die über den Antrag entschei-
det.

(5) Der Beginn der Befreiung von der Rund-
funkgebührenpflicht wird in der Entscheidung
über den Antrag auf den Ersten des Monats fest-
gesetzt, der dem Monat folgt, in dem der Antrag
gestellt wird; wird der Antrag vor Ablauf der
Frist eines gültigen Befreiungsbescheides ge-
stellt, wird der Beginn der neuen Befreiung auf
den Ersten des Monats nach Ablauf der Frist
festgesetzt.

(6) Die Befreiung ist nach der Gültigkeitsdau-
er des Bescheides nach Absatz 2 zu befristen. Ist
der Bescheid nach Absatz 2 unbefristet, so kann
die Befreiung auf drei Jahre befristet werden,
wenn eine Änderung der Umstände möglich ist,
die dem Tatbestand zu Grunde liegen. Wird der
Bescheid nach Absatz 2 unwirksam, zurückge-
nommen oder widerrufen, so endet die Befreiung.
Umstände nach Satz 3 sind von dem Berechtigten
unverzüglich der in Absatz 4 bezeichneten Lan-
desrundfunkanstalt mitzuteilen.“

7. § 5a wird gestrichen.

8. § 7 Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Die Verjährung des Erstattungsanspruchs rich-
tet sich nach den Vorschriften des Bürgerlichen
Gesetzbuches über die regelmäßige Verjährung.“

9. In § 8 wird folgender neuer Absatz 4 angefügt:

„(4) Die zuständige Landesrundfunkanstalt
oder die von ihr nach Absatz 2 beauftragte Stelle

kann zur Feststellung, ob ein Rundfunkteilneh-
merverhältnis vorliegt, oder im Rahmen des Ein-
zugs der Rundfunkgebühren entsprechend § 28
des Bundesdatenschutzgesetzes personenbezoge-
ne Daten erheben, verarbeiten oder nutzen. Das
Verfahren der regelmäßigen Datenübermittlung
durch die Meldebehörden nach den Meldegeset-
zen oder Meldedatenübermittlungsverordnungen
der Länder bleibt unberührt.“

10. § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10

Vertragsdauer, Kündigung, Außer-Kraft-Treten

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte
Zeit. Er kann von jedem der vertragschließenden
Länder zum Schluss des Kalenderjahres mit einer
Frist von einem Jahr gekündigt werden. Die Kün-
digung kann erstmals zum 31. Dezember 2008 er-
folgen. Wird der Staatsvertrag zu diesem Zeit-
punkt nicht gekündigt, kann die Kündigung mit
gleicher Frist jeweils zu einem zwei Jahre späte-
ren Zeitpunkt erfolgen. Die Kündigung ist gegen-
über dem Vorsitzenden der Ministerpräsidenten-
konferenz schriftlich zu erklären. Die Kündigung
eines Landes lässt das Vertragsverhältnis der
übrigen Länder zueinander unberührt, jedoch
kann jedes der übrigen Länder den Vertrag bin-
nen einer Frist von drei Monaten nach Eingang
der Kündigungserklärung zum gleichen Zeit-
punkt kündigen.

(2) Die Rundfunkgebührenbefreiungsverord-
nungen der Länder treten mit In-Kraft-Treten
dieses Staatsvertrages außer Kraft.“

11. Es wird folgender § 11 neu angefügt:

„§ 11

Übergangsbestimmungen

(1) Bestandskräftige Rundfunkgebührenbe-
freiungsbescheide, die vor In-Kraft-Treten dieses
Staatsvertrages rechtswirksam erteilt wurden,
bleiben auch nach der Änderung der Regelungen
der §§ 5 und 6 dieses Staatsvertrages bis zum
Ablauf ihrer Gültigkeit, längstens jedoch bis zum
31. März 2008, gültig.

(2) Bis zum 31. Dezember 2006 sind für Rech-
ner, die Rundfunkprogramme ausschließlich über
Angebote aus dem Internet wiedergeben können,
Gebühren nicht zu entrichten.“

Artikel 6

Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 
31. August 1991, zuletzt geändert durch den Sechsten
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 20./21. De-
zember 2001, wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
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aa) In Satz 2 wird folgender neuer Halbsatz
angefügt:

„und umfassen auch die wirtschaftlichen
Auswirkungen eingegangener Selbstver-
pflichtungen.“

bb) In Satz 5 wird folgender neuer Halbsatz
angefügt:

„sowie hinsichtlich der Zuordnung der
Kosten zu bestimmten Ausgabenfeldern
(insbesondere Programmen, Online-Ange-
boten und Marketing).“

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

„(3) Kredite sollen nur zum Erwerb, zur Er-
weiterung und zur Verbesserung der Betriebs-
anlagen aufgenommen werden. Die Aufnahme
muss betriebswirtschaftlich begründet sein.
Ihre Verzinsung und Tilgung aus Mitteln der Be-
triebseinnahmen, insbesondere der Rundfunk-
gebühren, muss auf Dauer gewährleistet sein.“

2. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden hinter dem Wort „Sparsam-
keit“ die Worte „sowie unter Berücksichtigung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und
der Entwicklung der Haushalte der öffentlichen
Hand“ eingefügt.

b) Es wird folgender neuer Satz 4 eingefügt:

„Soweit die in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten, das ZDF oder
das Deutschlandradio finanzwirksame Selbst-
verpflichtungen erklärt haben, sind diese
Bestandteil des Ermittlungsverfahrens.“

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

3. In § 6 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „2,471 % der
Kosten“ ersetzt durch die Worte „die Kosten ent-
sprechend seinem Anteil am Aufkommen der
Rundfunkgebühr“.

4. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Höhe der Rundfunkgebühr

Die Höhe der Rundfunkgebühr wird monatlich
wie folgt festgesetzt:

1. Die Grundgebühr: 5,52 Euro

2. Die Fernsehgebühr: 11,51 Euro.“

5. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Prozentzahl „92,2703“
ersetzt durch die Prozentzahl „93,1373“, die
Prozentzahl „7,7297“ durch die Prozentzahl
„6,8627“.

b) In Absatz 2 wird die Prozentzahl „62,2368“
ersetzt durch die Prozentzahl „61,0994“, die

Prozentzahl „37,7632“ durch die Prozentzahl
„38,9006“.

c) In Absatz 3 Satz 3 wird der Betrag „121,71258
Mio. Euro“ ersetzt durch den Betrag „145,96 Mio.
Euro“.

6. § 10 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Höhe des Anteils der Landesmedienanstalten
beträgt 1,9275 vom Hundert des Aufkommens aus
der Grundgebühr und 1,8818 vom Hundert des
Aufkommens aus der Fernsehgebühr.“

7. § 14 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 14

Umfang der Finanzausgleichsmasse

Die Finanzausgleichsmasse beträgt eins vom
Hundert des ARD-Nettogebührenaufkommens.
Die Finanzausgleichsmasse wird im Verhältnis
53,76 vom Hundert zu 46,24 vom Hundert auf den
Saarländischen Rundfunk und Radio Bremen auf-
geteilt.“

8. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 wird das Datum „31. Dezember 2004“
ersetzt durch das Datum „31. Dezember 2008“.

b) In Satz 4 wird das Datum „31. Dezember 2005“
ersetzt durch das Datum „31. Dezember 2008“.

Artikel 7

Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages

Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag vom 10. bis
27. September 2002 wird wie folgt geändert:

1. § 14 Abs. 9 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte  „,soweit die Auf-
sicht über Rundfunk betroffen ist,“ gestrichen.

b) Die Sätze 2 bis 4 werden gestrichen.

c) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden die Sätze 2
und 3.

2. § 18 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„Die Stelle „jugendschutz.net“ wird von den
Landesmedienanstalten und den Ländern bis
zum 31. Dezember 2008 gemeinsam finanziert.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und es werden
nach dem Wort „Stelle“ die Worte „durch die
Länder“ eingefügt.

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

3. In § 26 Abs. 1 Sätze 3 und 4 wird das Datum 
„31. Dezember 2006“ jeweils ersetzt durch das
Datum „31. Dezember 2008“.
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Artikel 8

Änderung des Mediendienste-Staatsvertrages

In § 25 Satz 3 des Mediendienste-Staatsvertrages
vom 20. Januar bis 12. Februar 1997, zuletzt geändert
durch § 25 Abs. 4 des Jugendmedienschutz-Staats-
vertrages vom 10. bis 27. September 2002, wird das
Datum „31. Dezember 2006“ ersetzt durch das
Datum „31. Dezember 2008“.

Artikel 9

Kündigung, In-Kraft-Treten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in Artikeln 1 bis 8 geän-
derten Staatsverträge sind die dort vorgesehenen
Kündigungsvorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt mit Ausnahme von
Artikel 6 Nr. 7 am 1. April 2005 in Kraft. Artikel 6 
Nr. 7 tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. Sind bis zum
31. März 2005 nicht alle Ratifikationsurkunden bei
der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag
gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz teilt den Ländern die Hin-
terlegung der Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut
des Rundfunkstaatsvertrages, des ARD-Staatsvertra-
ges, des ZDF-Staatsvertrages, des Deutschlandradio-
Staatsvertrages, des Rundfunkgebührenstaatsvertra-
ges, des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages, des
Jugendmedienschutz-Staatsvertrages und des Medien-
dienste-Staatsvertrages in der Fassung, die sich aus
den Artikeln 1 bis 8 ergibt, mit neuem Datum be-
kannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Berlin, den 15.10.2004 Erwin  T e u f e l

Für den Freistaat Bayern:
Berlin, den 15.10.2004 Dr. Edmund  S t o i b e r

Für das Land Berlin:
Berlin, den 8.10.2004 Klaus  W o w e r e i t

Für das Land Brandenburg:
Berlin, den 15.10.2004 Matthias  P l a t z e c k

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Berlin, den 8.10.2004 Dr. Reinhard  H o f f m a n n

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Berlin, den 8.10.2004 Ole von  B e u s t

Für das Land Hessen:
Berlin, den 8.10.2004 Stefan  G r ü t t n e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Berlin, den 8.10.2004 Dr. Harald  R i n g s t o r f f

Für das Land Niedersachsen:
Berlin, den 8.10.2004 Christian  W u l f f

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Berlin, den 8.10.2004 Peer  S t e i n b r ü c k

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Berlin, den 8.10.2004 Kurt  B e c k

Für das Saarland:
Berlin, den 8.10.2004 Peter  M ü l l e r

Für den Freistaat Sachsen:
Berlin, den 14.10.2004 Prof. Dr. Georg  M i l b r a d t

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Berlin, den 8.10.2004 Prof. Dr. Wolfgang  B ö h m e r

Für das Land Schleswig-Holstein:
Berlin, den 8.10.2004 Heide  S i m o n i s

Für den Freistaat Thüringen:
Berlin, den 8.10.2004 Dieter  A l t h a u s

Protokollerklärungen:

1. Protokollerklärung aller Länder zum Kinderka-
nal von ARD und ZDF:

Entsprechend der Selbstverpflichtung von ARD
und ZDF gehen die Länder davon aus, dass die
Sendezeit des Kinderkanals mit Sitz in Erfurt
bis 21.00 Uhr begrenzt bleibt, weil diese Grenze
im Hinblick auf die Fernsehnutzung durch Kin-
der angemessen ist.

2. Protokollerklärung aller Länder zu § 19 Rund-
funkstaatsvertrag:

Die Länder nehmen in Aussicht, den öffentlich-
rechtlichen Programmauftrag weiter so zu kon-
kretisieren, dass es möglich werden kann, unter
Berücksichtigung der Themen
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– Überprüfung der Strukturen,

– technologische Fortentwicklung,

– Gleichwertigkeit der Versorgung

längerfristig die Programmaktivitäten im jetzi-
gen Rahmen zu finanzieren.

Darüber hinaus nehmen die Länder in Aussicht,
den Stellenwert von Werbung und Sponsoring
zu prüfen und deren Bedeutung für den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk zu klären.

3. Protokollerklärung aller Länder zu § 19 Rund-
funkstaatsvertrag:

Die Länder bekräftigen ihre Auffassung, dass
das im Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag
festgeschriebene Verfahren der Gebührenfest-
setzung dem verfassungsrechtlich gebotenen
Grundsatz der Staatsferne in optimaler Weise
Rechnung trägt und für künftige Gebührenfest-
setzungen weiterhin Gültigkeit besitzt.

Davon unabhängige Überlegungen zur künfti-
gen Struktur und Aufgabendefinition der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten müs-
sen die Bestands- und Entwicklungsgarantie
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in pro-
grammlicher, technischer und finanzieller Hin-
sicht berücksichtigen.

4.a) Protokollerklärung des Freistaates Bayern, der
Länder Berlin und Brandenburg, der Freien
Hansestadt Bremen, der Freien und Hansestadt
Hamburg, der Länder Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen und Rheinland-Pfalz, des Saarlandes, des
Freistaates Sachsen, der Länder Sachsen-
Anhalt und Schleswig-Holstein und des Frei-
staates Thüringen zu § 19 Abs. 2 Rundfunk-
staatsvertrag:

Die vorgenannten Länder bitten ARD und ZDF
zu prüfen, ob und inwieweit das Gemein-
schaftsprogramm 3sat auf deutscher Seite in die
alleinige programmliche Zuständigkeit des ZDF
überführt werden kann. Sie bitten dazu die
Anstalten, zeitnah einen Vorschlag vorzulegen.

4.b) Protokollerklärung des Landes Baden-Württem-
berg zu § 19 Abs. 2 Rundfunkstaatsvertrag:

Baden-Württemberg lehnt generell eine alleinige
programmliche Zuständigkeit des ZDF für das
Gemeinschaftsprogramm 3sat auf deutscher
Seite ab.

5. Protokollerklärung aller Länder zu § 19 Abs. 7
Rundfunkstaatsvertrag:

Sollte eine vollständige Umstellung der Hör-
funkverbreitung von analog auf digital stattfin-
den, nehmen die Länder in Aussicht, unter
Berücksichtigung der dann vorhandenen tech-
nischen Übertragungskapazitäten die Frage der
Programmobergrenzen im Hörfunk neu zu ver-
handeln mit dem Ziel, eine gleichwertige Ver-
sorgung mit Hörfunk in allen Ländern zu errei-
chen.

6. Protokollerklärung der Freien und Hansestadt
Hamburg und des Landes Nordhein-Westfalen
zu § 25 Abs. 4 des Rundfunkstaatsvertrages:

Hamburg und Nordrhein-Westfalen stimmen
der Regelung des § 25 Abs. 4 Satz 4 nur zu, um
die Verabschiedung des Gesamtstaatsvertrages
nicht zu gefährden. Die gesellschaftsrechtliche
Struktur des Fensterveranstalters steht nicht in
direktem Zusammenhang mit der Qualität der
regionalen Berichterstattung. Die Regionalfen-
sterprogramme beweisen, dass eine hochwertige
und unabhängige Regionalberichterstattung
auch von mit dem Hauptprogrammveranstalter
verbundenen Unternehmen gewährleistet wer-
den kann. Hamburg und Nordrhein-Westfalen
sehen daher keine Veranlassung, gesellschafts-
rechtliche Veränderungen vorzugeben, wenn die
redaktionelle Unabhängigkeit im Übrigen
gewährleistet ist.

7. Protokollerklärung aller Länder zu § 53 Rund-
funkstaatsvertrag:

Die Länder erwarten von den Betreibern einer
Anlage zur leitungsgebundenen Verbreitung von
Fernsehen, im Rahmen des technisch und wirt-
schaftlich Zumutbaren die Verbreitungsstruk-
turen so zu gestalten, dass zusammenhängende
Kommunikations-, Kultur- und Wirtschaftsräu-
me versorgt werden und eine wirtschaftlich lei-
stungsfähige Veranstaltung insbesondere auch
von lokalem und regionalem Fernsehen ermög-
licht wird.

8. Protokollerklärung aller Länder zu § 8 Rund-
funkfinanzierungsstaatsvertrag:

Die Länder nehmen die Selbstverpflichtungser-
klärungen der in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, des ZDF und
des Deutschlandradios, wie sie in Zusammen-
fassung in der Anlage zu diesem Staatsvertrag
wiedergegeben sind, zur Kenntnis und haben sie
bei der Gebührenentscheidung berücksichtigt.

9. Protokollerklärung aller Länder zur Struktur-
hilfe innerhalb der ARD:

Die Länder legen bei ihrer Gebührenentschei-
dung zu Grunde, dass die ARD die bereits zuge-
sagten Strukturhilfemaßnahmen zu Gunsten
von Saarländischem Rundfunk und Radio Bre-
men vereinbarungsgemäß gewähren wird.

Sie bekräftigen darüber hinaus, dass die ARD
durch Leistungs- und Gegenleistungsaustausch
einen Beitrag zur Funktionsfähigkeit der klei-
nen Sender zu leisten hat.

Die Länder begrüßen alle Maßnahmen intensi-
vierter und erweiterter Zusammenarbeit inner-
halb der ARD. Damit soll auch den kleinen
Anstalten ermöglicht werden, identitätswah-
rend ihrem Programmauftrag für das Land und
innerhalb der ARD nachzukommen.

10. Protokollerklärung des Landes Baden-Württem-
berg zur Strukturhilfe innerhalb der ARD:

Baden-Württemberg geht bei der Gebührenent-
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scheidung davon aus, dass über die von der
ARD bis zum 1. April 2004 zugesagten Struk-
turhilfemaßnahmen zu Gunsten von Radio Bre-
men und dem Saarländischen Rundfunk hinaus
keine finanziellen Vereinbarungen in der ARD
getroffen werden, die dem staatsvertraglich
begrenzten Finanzausgleich widersprechen.

11. Protokollerklärung des Landes Hessen zum
ARD-Finanzausgleich:

Das Land Hessen erwartet, dass beim internen
Finanzausgleich der ARD-Landesrundfunkan-
stalten der Hessische Rundfunk und der Rund-
funk Berlin-Brandenburg gleichgestellt werden.

12. Protokollerklärung aller Länder zur Struktur
und zur Finanzierung der Landesmedienanstal-
ten (§ 10 Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag):

Die Länder beabsichtigen, Strukturen und Fi-
nanzierung der Landesmedienanstalten gemein-
sam zu überprüfen. Mit dem Ziel, eine Aufgabe-
nerfüllung der Landesmedienanstalten über die
am 31. Dezember 2008 endende Gebührenperi-
ode hinaus finanziell zu sichern, werden die
Landesmedienanstalten gebeten, von ihnen
noch nicht genutzte Rationalisierungspotenzia-
le zu erschließen. Die Länder bitten bis zur
Mitte der Gebührenperiode um eine gemeinsa-
me Information der Landesmedienanstalten,
welche zusätzlichen Rationalisierungseffekte
sie bis dahin erreicht haben und welche weite-
ren Effekte sie bis zum Ende der Gebührenperi-
ode planen.

13. Protokollerklärung aller Länder zu § 18
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag:

Die Regelung in § 18 Abs. 1 Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrag geht davon aus, dass die
Zahlungen der Länder aus allgemeinen Haus-
haltsmitteln nach Maßgabe des bis 31. Dezem-
ber 2008 geschlossenen Status geleistet werden.
Bis dahin ist eine Evaluierung des Jugend-
schutzrechts entsprechend der Protokoller-
klärung aller Länder zum Jugendmedienschutz-
Staatsvertrag in Bund und Ländern vorgesehen,
sodass danach über eine veränderte staatsver-
tragliche Regelung entschieden werden muss.

Anlagen

A. Zusammenfassung der strukturellen Selbstbin-
dungen der ARD

Diese Zusammenfassung basiert auf den struktu-
rellen Selbstbindungen der ARD vom 16. April
2004 mit den Konkretisierungen und Modifizie-
rungen vom 28. Mai und 9. Juni 2004.

Grundlage der nachfolgenden freiwilligen Festle-
gungen der ARD ist der 14. Bericht der Kommis-
sion zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rund-
funkanstalten (KEF).

Die Empfehlung der KEF für eine Erhöhung der
Rundfunkgebühr ab dem 01. Januar 2005 bleibt
hinter der Bedarfsanmeldung der ARD um rund
40 Prozent zurück. Bereits dies zwingt die ARD
zu den im Folgenden aufgeführten Maßnahmen.

1. Begrenzung der Programmangebote

Die ARD wird ihr Programmangebot im Fernse-
hen und im Hörfunk in quantitativer Hinsicht
nicht über den gegenwärtigen Stand hinaus aus-
weiten.

Die Sendezeit des KI.KA wird auf die tägliche
Sendezeit von 6.00 Uhr bis 21.00 Uhr begrenzt.

Die ARD wird ihr digitales Bouquet im Rahmen
der Vorgaben des § 19 Abs. 4 Rundfunkstaatsver-
trag weiterentwickeln.

2. Begrenzung des Online-Aufwands

Die ARD wird für ihre Online-Angebote nicht
mehr als 0,75 Prozent des ARD-Gesamtaufwands
aufwenden.

3. Begrenzung des Marketingaufwands

Die Marketingaufwendungen der Landesrund-
funkanstalten werden insgesamt auf einen Anteil
von 1 Prozent des ARD-Gesamtaufwands be-
grenzt. In Übereinstimmung mit dem ZDF wer-
den nach der KEF-Systematik die Sachaufwen-
dungen des Marketings zu Grunde gelegt (Öffent-
lichkeitsarbeit, Zentrales Marketing, Programm-
marketing).

4. Einsparungen im Personalaufwand

Die ARD wird im Zeitraum von 1993 bis 2008 
15 Prozent bzw. 3.823,5 ihrer Planstellen im Be-
stand abbauen. Für den Zeitraum 2001 bis 2008
beträgt der Abbau für alle ARD-Anstalten 6 Pro-
zent bzw. 1.337 Planstellen. Damit geht die ARD
in Umsetzung von Rationalisierungsauflagen der
KEF und aktueller Erkenntnisse im Fusionspro-
zess des RBB um 255,5 Planstellen über ihre
Bedarfsanmeldungen bei der KEF hinaus.

Die ARD-Anstalten werden sich auch weiterhin
bei ihren Gehaltstarifabschlüssen am finanziel-
len Volumen der Abschlüsse im Öffentlichen
Dienst als Obergrenze orientieren. 

5. Kostentransparenz bei Arte, 3sat, Phoenix und
KI.KA

Die ARD wird bei den mit anderen öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten gemeinsam ver-
anstalteten Programmen (Arte, 3sat, Phoenix und
KI.KA) auf eine weitere Optimierung der Kosten-
transparenz hinsichtlich des Gebührenaufwands
hinwirken.

6. Finanzausgleich

Nach der Neuordnung des Finanzausgleichs hat
die ARD zusätzliche Maßnahmen verabschiedet,
um der unterschiedlichen finanziellen Ausstat-
tung von kleineren und größeren Anstalten in
ihrem Verbund gerecht zu werden und um zu
einem angemessenen Leistungs- und Gegenleis-
tungsausgleich zu kommen.
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Neben bilateralen Vereinbarungen hat die ARD
eine interne Strukturhilfe vereinbart. Vorausset-
zung hierfür ist eine angemessene Gebührenan-
passung, um eine für Radio Bremen und den
Saarländischen Rundfunk schwierige Über-
gangszeit zu überbrücken.

7. Strukturveränderungen mit dem Ziel mittelfristi-
ger Einsparungen

Die ARD wird ferner ihre Kooperationen durch
strukturelle Veränderungen verdichten, um wei-
tere Einsparungen zu erzielen. Aus den folgenden
Komplexen erwartet die ARD mittelfristig für die
Gebührenperiode 2009 bis 2012 Entlastungen:

– bei den Gemeinschaftseinrichtungen durch
Zusammenlegungen sowie weitere Zentralisie-
rungen und Rationalisierungen,

– durch Kooperationen zwischen den Dritten
Fernsehprogrammen im Wege weiterer kosten-
mindernder Intensivierung der bereits beste-
henden Kooperationen ohne Gefährdung des
regionalen Profils der Dritten,

– durch Verstärkung der Kooperationen im Hör-
funk.

8. Digitalisierung der Programmverbreitung/Vor-
ziehen der digitalen Satellitenausstrahlung

Die ARD diskutiert Fragen der Digitalisierung und
der Sendernetze in einer gemeinsamen Arbeits-
gruppe von Ländern und Rundfunkanstalten.

9. Weitergehende Kooperationen

Die Anstalten der ARD prüfen, inwieweit sie bei
voller Wahrung der Selbständigkeit der einzelnen
Landesrundfunkanstalten Kooperationen unter-
einander intensivieren können.

10. Anstaltsindividuelle Maßnahmen

Die Landesrundfunkanstalten der ARD planen zu-
sätzlich anstaltsindividuelle Maßnahmen. Die Pla-
nungen bedürfen noch einer weiteren Detaillie-
rung, um Einspareffekte quantifizieren zu können.

B. Zusammenfassung der strukturellen Selbstbin-
dungen des ZDF

Diese Zusammenfassung basiert auf der Selbst-
bindungserklärung des ZDF vom 16. April 2004
und den Konkretisierungen und Modifikationen
in den Erläuterungen des ZDF vom 28. Mai 2004
zu den Fragen der Chefs der Staats- und Senats-
kanzleien. Ferner wird auf die Stellungnahme
des ZDF zu den Vorschlägen der Rundfunkkom-
mission vom 16. April 2004 verwiesen. 

Grundlage der nachfolgenden freiwilligen Festle-
gungen des ZDF ist der 14. KEF-Bericht.

Die Empfehlung der KEF für eine Erhöhung der
Rundfunkgebühr ab 1. Januar 2005 bleibt hinter
der Bedarfsanmeldung des ZDF um rd. 43 Pro-
zent (636,7 Mio. Euro) zurück. Bereits diese Kür-
zung  erfordert die nachfolgend aufgeführten
Maßnahmen. 

I. Erklärungen mit kurzfristiger Wirkungskraft

1. Begrenzung des Online-Aufwands

Das ZDF wird die Aufwendungen für seine
programmbezogenen Online-Angebote auf
maximal 0,75 Prozent des Anstaltsetats
begrenzen. 

2. Begrenzung des Marketingaufwands 

Das ZDF wird seine Marketing-Aufwen-
dungen auf maximal 1 Prozent des Anstalts-
etats begrenzen. Dabei wird von der gegen-
wärtigen Systematik der KEF-Anmeldun-
gen ausgegangen. 

3. Einsparungen im Personalaufwand

Personalabbau: Das ZDF hat in der Vergan-
genheit bereits erhebliche Einsparungen im
Personalbereich vorgenommen: Es hat im
Zeitraum 1993 - 2000 600 Planstellen plus
100 Funktionen (d.h. insgesamt 16,5 %)
abgebaut. Im Zeitraum 2001 - 2004 hat es
zusätzlich 350 Stellen aus dem Bestand für
neu hinzugekommene Aufgaben erwirt-
schaftet.  

Ungeachtet dessen wird das ZDF im Laufe
der kommenden Gebührenperiode seinen
Personalbestand von derzeit 3630,5 Plan-
stellen nochmals um 300 Stellen/Funktio-
nen (d.h. um über 8 %) reduzieren. Dabei
wird davon ausgegangen, dass der Perso-
nalabbau über die Reduzierung von Funk-
tionen erfolgen kann. Bei dieser Maßnahme
müssen außerdem die von der KEF in ihrem
14. Bericht bereits vorgegebenen Einspar-
auflagen im Personalbereich mit einbezogen
werden.

Personalaufwendungen, Lohnhöhe und
Lohnbestandteile: Das ZDF wird in seinen
Verhandlungen mit den Tarifpartnern auch
zukünftig darauf Bedacht nehmen, dass die
Personalaufwendungen das Niveau des
Öffentlichen Dienstes nicht überschreiten.

Altersversorgung: Das ZDF wird auch in
Zukunft dafür Sorge tragen, dass, ungeach-
tet künftiger gesetzlicher Änderungen, die
Altersversorgung in allen Regelwerken ein-
schließlich der Altverträge das Nettoversor-
gungsniveau der entsprechenden Versorgung
des Öffentlichen Dienstes nicht überschrei-
tet. 

4. Kreditaufnahmen

Das ZDF wird auch unter Berücksichtigung
von Altdefiziten grundsätzlich eine in
Erträgen und Aufwendungen ausgeglichene
Gebührenperiode anstreben und insoweit
künftig eine Kreditaufnahme vermeiden. 

Davon ausgenommen sind Kredite, die nach
dem Verfahrensheft der KEF zulässig bzw.
nach Prüfung durch die KEF unabweisbar
und wirtschaftlich geboten sind. 
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Im Übrigen darf das ZDF Kredite nur
aufnehmen, wenn eine Finanzierung aus
eigenen Kassenmitteln nicht möglich oder
aus wirtschaftlichen Gründen nicht zu ver-
treten ist.  

5. Kostentransparenz der Partnerprogramme

Das ZDF wird in Abstimmung mit den Part-
nern und der KEF auf eine Erhöhung der
Kostentransparenz der Partnerprogramme
Arte, 3sat, Phoenix und KI.KA hinwirken.

6. Sendezeit KI.KA

Das ZDF wird keine Sendezeitausweitung
des KI.KA über 21.00 Uhr hinaus unterstüt-
zen, d.h. die Sendezeit des KI.KA bleibt auf
den Zeitraum von 6.00 - 21.00 Uhr begrenzt.

7. Digitale Angebote

Das ZDF wird die Anzahl seiner digitalen
Angebote nicht ausweiten. Ein Austausch
von Angeboten unterhalb dieser gegenwär-
tigen Obergrenze im Rahmen des seit jeher
staatsvertraglich geregelten Austauschrechts
muss allerdings gewährleistet bleiben. 

8. Einsatz ersparter Aufwendungen

Das ZDF wird ersparte Aufwendungen
maßgeblich zur Senkung der Gebührenhöhe
einsetzen. Es geht dabei davon aus, dass
angesichts nicht kalkulierbarer Mehraufwen-
dungen oder unvorhergesehener Ertrags-
ausfälle ersparte Aufwendungen in einem
angemessenen Umfang zur Kompensation
herangezogen werden dürfen. 

II. Erklärungen mit mittelfristiger Wirkungskraft

1. ARD-/ZDF-Gemeinschaftseinrichtungen

ARD-/ZDF-Gemeinschaftseinrichtungen,
etwa im Bereich der Fortbildung, werden
weiterhin dahingehend überprüft, ob durch
Fusionen, Aufgabenverlagerungen etc. Auf-
wandsreduzierungen erzielt werden kön-
nen. Wirtschaftliche Ergebnisse werden sich
allerdings erst mittelfristig ergeben können.

2. Frühzeitiger Umstieg auf die digitale Satel-
litenverbreitung

Das ZDF wird sich gemeinsam mit der ARD
um einen frühzeitigen Umstieg auf die aus-

schließlich digitale Satellitenverbreitung
bemühen. Bei den entsprechenden Initiati-
ven sind allerdings die bestehenden Verbrei-
tungsverträge wie die Bereitschaft der Zu-
schauer zum Umstieg auf digitale Satellite-
nempfangsgeräte zu berücksichtigen. Auf-
wandsreduzierungen sind daher frühest-
möglich ab dem Jahre 2009 möglich.

3. Konsequente Fortführung der Maßnahmen
zur Aufwandsminderung und Effektivitäts-
steigerung

Die KEF hat in ihren Berichten die Wirt-
schaftlichkeitsanstrengungen des ZDF her-
ausgestellt und dem Sender seit 1993 umge-
setzte Einsparleistungen in Höhe von brutto
1,9 Mrd. Euro (netto 1,2 Mrd. Euro) attes-
tiert. 

Das ZDF sagt zu, seine Maßnahmen zur
Aufwandsminderung und Effektivitätsstei-
gerung konsequent fortzuführen. 

C. Zusammenfassung der Selbstverpflichtungen des
DeutschlandRadios im Zusammenhang mit dem
8. Rundfunkänderungsstaatsvertrag

1. Personalaufwendungen

DeutschlandRadio verpflichtet sich, bis Ende
2008 fünf Prozent seiner derzeitigen Planstel-
len im Stellenplan zu streichen. Es wird sich
im Rahmen einer Organisations- und Programm-
reform darüber hinaus bemühen, bestehende
Doppelstrukturen zwischen beiden Standorten
abzubauen, zusätzliche Synergiepotenziale zu
erschließen und dadurch weitere Einsparun-
gen bei den Personalkosten zu erzielen.

2. Aufwendungen für Online-Angebote

DeutschlandRadio verpflichtet sich, bei seinen
Aufwendungen für Online-Angebote die Ober-
grenze von 0,75 Prozent des Gesamtaufwands
nicht zu überschreiten.

3. Aufwendungen für Marketing-Aktivitäten

DeutschlandRadio verpflichtet sich, unter
Berücksichtigung bestehender struktureller
Besonderheiten seine Ausgaben für Marketing-
aktivitäten (Programm- und Frequenzbewer-
bung) bis Ende 2008 auf einen Betrag zurück-
zuführen, der 1,5 Prozent des Gesamtauf-
wands möglichst nicht überschreitet. 



Auf Grund von

1. § 36b Abs. 1 des Rechtspflegergesetzes (RPflG)
vom 5. November 1969 (BGBl I S.2065), zuletzt
geändert durch  Art. 2 des Gesetzes vom 26. Januar
2005 (BGBl I S. 162), in Verbindung mit § 3 Nr. 30
der Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlass
von Rechtsverordnungen (Delegationsverordnung
– DelV) vom 15. Juni 2004 (GVBl S. 239, BayRS
103–2-S),

2. § 2 Abs. 3 der Schiffsregisterordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 26. Mai 1994 (BGBl I 
S. 1133), zuletzt geändert durch Art. 6 des Geset-
zes vom 9. Dezember 2004 (BGBl I S. 3220), in
Verbindung mit § 3 Nr. 31 der Verordnung über die
Zuständigkeit zum Erlass von Rechtsverordnun-
gen (Delegationsverordnung – DelV) vom 15. Juni
2004 (GVBl S. 239, BayRS 103–2–S),

3. Art. 15 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des 
Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrens-
gesetzen des Bundes – AGGVG – (BayRS 300–1–1–J),
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 25. Ok-
tober 2004 (GVBl S. 400),

erlässt das Bayerische Staatsministerium der Justiz
folgende Verordnung:

§ 1

Aufgaben und Organisation der Geschäftsstelle

(1) Die Geschäftsstelle der Gerichte und der Staats-
anwaltschaften erledigt alle Aufgaben, die ihr durch
Rechts- und Verwaltungsvorschriften oder durch
Anordnung der Behörden- oder Geschäftsleitung über-
tragen sind, insbesondere die im Geschäftsbetrieb er-
forderlichen Registratur-, Protokollführungs-, Aus-
kunfts-, Vollzugs- und Schreibtätigkeiten.

(2) 1Die Aufgaben der Geschäftsstelle werden, so-
weit sie nicht dem gehobenen Justizdienst vorbehal-
ten sind (§ 7), regelmäßig in der Organisationsform
der Serviceeinheit erledigt. 2In der Serviceeinheit
arbeiten Beamtinnen und Beamte des mittleren Jus-
tizdienstes (Justizfachwirte) und geeignete Justizan-
gestellte als Servicekräfte teamorientiert zusammen.
3Die Serviceeinheit ist den Spruchkörpern oder Ent-
scheidungsträgern, denen sie zuarbeitet, soweit mög-
lich räumlich und persönlich zugeordnet. 4Innerhalb
der Serviceeinheit erfolgt die Bearbeitung grundsätz-
lich ganzheitlich.

(3) Die Behördenleitung kann Gruppen und Unter-
gruppen der Geschäftsstelle einrichten, soweit hier-
für ein Bedürfnis besteht.

§ 2

Dienstleiter, Geschäftsleiter

(1) 1Der Geschäftsstelle steht eine Beamtin oder
ein Beamter des gehobenen oder höheren Dienstes als
Geschäftleiterin oder Geschäftsleiter, bei den Ober-
landesgerichten als Dienstleiterin oder Dienstleiter
vor. 2Diese sind Vorgesetzte aller Angehörigen des
nichtrichterlichen und nichtstaatsanwaltlichen Diens-
tes ihrer Behörde.

(2) 1Die Bestellung der Dienstleiterinnen, Dienst-
leiter, Geschäftsleiterinnen, Geschäftsleiter sowie der
ständigen Vertreterinnen und Vertreter der Dienstlei-
ter richtet sich nach Art. 19 Abs. 2 AGGVG in der
jeweils geltenden Fassung. 2Dabei ist das Anforde-
rungsprofil für Dienst-, Geschäfts- und Gruppenlei-
ter bei Gerichten und Staatsanwaltschaften zu be-
achten. 3Die Behördenleitung bestellt eine Beamtin
oder einen Beamten des gehobenen oder höheren
Dienstes als ständige Vertreterin oder ständigen Ver-
treter des Geschäftsleiters; Satz 2 gilt entsprechend.

(3) 1Die Dienst- bzw. Geschäftsleitung ist für den
reibungslosen Ablauf des Dienstbetriebs und die ord-
nungsgemäße Erledigung der Dienstgeschäfte in allen
Dienstzweigen mit Ausnahme des richterlichen oder
staatsanwaltlichen Dienstes verantwortlich. 2Sie soll
insbesondere

1. die Angehörigen des nichtrichterlichen und nicht-
staatsanwaltlichen Dienstes kooperativ führen,
motivieren und unter Nutzung ihrer Kreativität
und Erfahrung an der Weiterentwicklung und Opti-
mierung von Geschäftsabläufen beteiligen (z. B.
durch Qualitätszirkel),

2. den Einsatz der Angehörigen des nichtrichterlichen
und nichtstaatsanwaltlichen Dienstes zweckmäßig
und wirtschaftlich regeln, für die Arbeitseinwei-
sung sorgen und sicherstellen, dass die Vorschriften
für den Geschäftsbetrieb sowie die haushalts- und
dienstrechtlichen Bestimmungen eingehalten werden,

3. nach Weisung der Behördenleitung Geschäftsprü-
fungen vornehmen,

4. für die Aus- und Fortbildung des nichtrichterlichen
und nichtstaatsanwaltlichen Dienstes Sorge tra-
gen und diese durch praktische Unterweisung wir-
kungsvoll ergänzen,

5. den wirtschaftlichen Einsatz von Arbeitsmitteln
aller Art regeln und überwachen sowie die Funk-
tionsfähigkeit der Informations- und Kommunika-
tionstechnik sicherstellen,

300–1–1–2–J

Verordnung
über die Geschäftsstellen der Gerichte 

und der Staatsanwaltschaften 
(Geschäftsstellenverordnung – GeschStVO)

Vom 1. Februar 2005
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6. für einen reibungslosen Ablauf des Publikumsver-
kehrs sorgen.

(4) Über Einwendungen gegen Anordnungen der
Dienst- bzw. Geschäftsleitung entscheidet die Behör-
denleiterin oder der Behördenleiter; die Anordnungen
gelten bis zur Entscheidung der Behördenleitung weiter.

§ 3

Gruppenleiter, weitere Gruppenleiter

(1) 1Einer Gruppe der Geschäftsstelle steht eine
Beamtin oder ein Beamter des gehobenen oder höheren
Dienstes als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter vor.
2Diese sind Vorgesetzte aller Angehörigen ihrer Gruppe.
3Sofern ihrer Bestellung eine Ausschreibung voraus-
geht, gelten § 2 Abs. 2 Sätze 1 und 2 entsprechend.

(2) 1Einer Untergruppe der Geschäftsstelle steht
eine Beamtin oder ein Beamter des gehobenen oder
höheren Dienstes als weitere Gruppenleiterin oder
weiterer Gruppenleiter vor.  2Diese sind Vorgesetzte
aller Angehörigen ihrer Untergruppe und werden
durch die Behördenleitung bestellt. 3Andere Formen
der Leitung der Untergruppe kann die Behördenlei-
tung vorsehen.

(3) 1Gruppenleiterinnen und Gruppenleiter sowie
weitere Gruppenleiterinnen und weitere Gruppen-
leiter sind für den reibungslosen Ablauf des Dienst-
betriebs und die ordnungsgemäße Erledigung der
Dienstgeschäfte in ihrer Gruppe bzw. Untergruppe
verantwortlich. 2§ 2 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend,
für die weiteren Gruppenleiter mit Ausnahme der
Nrn. 3 und 5.

(4) 1Über Einwendungen gegen Anordnungen der
Gruppenleiterin oder des Gruppenleiters entscheidet
die Dienst- bzw. Geschäftsleitung; über Einwendun-
gen gegen Anordnungen der weiteren Gruppenleite-
rin oder des weiteren Gruppenleiters entscheidet die
Gruppenleiterin oder der Gruppenleiter. 2Die Anord-
nungen gelten bis zur Entscheidung der nächst höhe-
ren Stelle weiter.

§ 4

Teamorientierte Zusammenarbeit

(1) 1Die Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen,
Staatsanwälte, Rechtspflegerinnen, Rechtspfleger,
Bewährungshelferinnen, Bewährungshelfer, Gerichts-
helferinnen und Gerichtshelfer (Entscheidungsträ-
ger) und die Servicekräfte arbeiten kooperativ und
teamorientiert zusammen. 2Die Entscheidungsträger
machen die Kreativität und Erfahrung der Service-
kräfte für die Verbesserung der Zusammenarbeit
nutzbar (z. B. durch Mitwirkung in Qualitätszirkeln).

(2) Bei bedeutsamen personellen und organisatori-
schen Maßnahmen in Bezug auf Servicekräfte setzen
sich die Vorgesetzten in geeigneter Weise mit den
Entscheidungsträgern ins Benehmen.

§ 5

Urkundsbeamte der Geschäftsstelle

(1) Die Aufgaben der Urkundsbeamten der Ge-

schäftsstelle (§ 153 Abs. 2 bis 5 GVG, Art. 15 Abs. 1
AGGVG) werden von Beamtinnen und Beamten des
mittleren Justizdienstes wahrgenommen, soweit sie
nicht nach dieser Verordnung oder anderen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften dem gehobenen Justiz-
dienst vorbehalten sind.

(2) 1Die in Abs. 1 genannten Aufgaben können
auch geeigneten Justizangestellten, Beamtinnen und
Beamten des Justizwachtmeisterdienstes, Rechtsrefe-
rendarinnen und Rechtsreferendaren sowie Anwärte-
rinnen und Anwärtern für die Laufbahnen des geho-
benen und mittleren Justizdienstes im Rahmen ihrer
Ausbildung übertragen werden. 2Für die Übertra-
gung von Aufgaben der Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle müssen die Voraussetzungen des § 153
Abs. 5 GVG erfüllt sein. 3Eine Aufgabenübertragung,
die voraussichtlich zu einer höheren Eingruppierung
von Justizangestellten führt, bedarf der Einwilligung
der Präsidentin bzw. des Präsidenten des Oberlandes-
gerichts oder der Generalstaatsanwältin bzw. des
Generalstaatsanwalts bei dem Oberlandesgericht.
4Die Aufgabenübertragung nimmt die Behördenlei-
tung schriftlich vor. 5Sie kann befristet werden, ist
jederzeit widerruflich und gilt nur für die Dauer der
Verwendung des Beschäftigten bei der Behörde,
deren Leitung sie angeordnet hat.

(3) Die Behördenleitung kann die in Abs. 1 ge-
nannten Aufgaben bei zwingender dienstlicher Not-
wendigkeit und nur vorübergehend bis längstens drei
Monate Angehörigen des gehobenen Justizdienstes
schriftlich und jederzeit widerruflich übertragen,
wenn andere geeignete Beschäftigte nicht in ausrei-
chender Anzahl zur Verfügung stehen.

§ 6

Übertragung von Zuständigkeiten
auf die Urkundsbeamten der Geschäftsstelle

(1) Folgende Rechtspflegeraufgaben werden den
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle übertragen:

1. die Geschäfte bei der Annahme von Testamenten
und Erbverträgen zur amtlichen Verwahrung nach
den §§ 2258b und 2300 BGB,

2. die Erteilung einer weiteren vollstreckbaren Aus-
fertigung in den Fällen des § 733 Zivilprozessord-
nung und

3. die Erteilung von weiteren vollstreckbaren Ausfer-
tigungen gerichtlicher Urkunden nach § 797 Abs. 3
Zivilprozessordnung. 

(2) In Schiffsregistersachen sind die Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle zuständig für die

1. Bekanntmachung der Eintragung nach § 19 der
Durchführungsverordnung zur Schiffsregisterord-
nung (SchRegDV),

2. Gestattung der Einsicht in die Registerakten,

3. Erteilung von Abschriften aus dem Register oder
den Registerakten,

4. Beglaubigung der Abschriften,
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5. Erteilung von Bescheinigungen und Zeugnissen
mit Ausnahme der Schiffsurkunden an dritte Per-
sonen oder Stellen in den gesetzlich vorgesehenen
Fällen.

§ 7

Dem gehobenen Justizdienst
vorbehaltene Geschäfte

(1) Dem gehobenen Justizdienst sind vorbehalten:

1. Rechnungsarbeiten,

2. die Ausführung von Zustellanträgen im vertrags-
losen Rechtshilfeverkehr,

3. vorbehaltlich der Zuständigkeit des Rechtspfle-
gers nach § 21 RPflG die Festsetzung der aus der
Staatskasse zu gewährenden Vergütung der
Rechtsanwälte und Patentanwälte,

4. vorbehaltlich der Zuständigkeit des Rechtspfle-
gers nach § 29 RPflG die Geschäfte aus Anlass der
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im
Ausland, 

5. die Geschäfte des Bezirksrevisors und des Prü-
fungsbeamten für die Geschäftsführung der Ge-
richtsvollzieher.

(2) 1Bei den Staatsanwaltschaften sind dem geho-
benen Justizdienst im Rahmen der Beitreibung der
Kosten in Strafsachen und in gerichtlichen Verfahren
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vorbe-
halten:

1. die Vollstreckung in das unbewegliche Vermögen,

2. die Vollstreckung in Forderungen und andere Ver-
mögensrechte,

3. der Antrag auf Abnahme einer eidesstattlichen
Versicherung und auf Erlass des Haftbefehls,

4. der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens.

2Die Aufgaben nach Satz 1 Nr. 3 können geeigneten
Beamtinnen und Beamten des mittleren Justizdiens-

tes übertragen werden; § 5 Abs. 2 Sätze 4 und 5 gel-
ten entsprechend.

(3) 1Die Beamtinnen und Beamten des gehobenen
Justizdienstes übernehmen die Bearbeitung einzelner
in § 5 Abs. 1 dem mittleren Justizdienst zugewiesener
Aufgaben, sofern dies im Interesse einer ganzheitli-
chen Fallbearbeitung geboten und zweckmäßig ist.
2Dasselbe gilt, wenn zwischen einem vorbehaltenen
Geschäft und einer Aufgabe nach § 5 Abs. 1 ein so
enger Zusammenhang besteht, dass die getrennte
Bearbeitung nicht sachdienlich wäre.

§ 8

Vorlage an den gehobenen Justizdienst

1Die mit den Aufgaben der Geschäftsstelle nach § 5
Abs. 1 oder 2 betrauten Beschäftigten haben die von
ihnen wahrzunehmenden Geschäfte der Beamtin
oder dem Beamten des gehobenen Justizdienstes vor-
zulegen, wenn dies mit Rücksicht auf rechtliche oder
tatsächliche Schwierigkeiten erforderlich erscheint.
2Die Beamtin oder der Beamte des gehobenen Justiz-
dienstes kann die Bearbeitung selbst übernehmen
oder Weisungen für die Bearbeitung erteilen.

§ 9

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

1Diese Verordnung tritt am 1. März 2005 in Kraft.
2Mit Ablauf des 28. Februar 2005 treten die Verord-
nung über die Geschäftsstellen der Gerichte und der
Staatsanwaltschaften (GeschStVO) vom 6. Mai 1982
(BayRS 300–1–1–2–J), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 27. Oktober 1999 (GVBl S. 454), sowie die
Verordnung über die Zuständigkeit des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle in Schiffsregistersachen
vom 26. November 1980 (BayRS 300–1–3–1–J) außer
Kraft.

München, den 1. Februar 2005

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Dr. Beate  M e r k ,  Staatsministerin
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Auf Grund des Art. 85 Abs. 5 Satz 1 des Bayerischen
Hochschulgesetzes (BayHSchG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 2. Oktober 1998 (GVBl S. 740,
BayRS 2210–1–1–WFK), zuletzt geändert durch § 18
des Gesetzes vom 24. März 2004 (GVBl S. 84), erlässt
das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst im Einvernehmen mit dem
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen folgende
Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Erhebung von Gebühren
für das Studium von Gaststudierenden, das weiter-
bildende Studium und das Zweitstudium an den
staatlichen Hochschulen (Hochschulgebührenverord-
nung – HSchGebV) vom 7. März 1994 (GVBl S. 165,
BayRS 2210–1–1–9–WFK), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 22. September 2003 (GVBl S. 751,
ber. S. 833), wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift der Verordnung werden nach
den Worten „Erhebung von“ die Worte „Langzeit-
studiengebühren sowie“ eingefügt.

2. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3 wird der Punkt durch ein Komma
ersetzt.

b) Es wird folgende Nr. 4 angefügt:

„4. Studentinnen und Studenten, die die Regel-
studienzeit um mehr als drei Semester über-
schreiten.“

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 wird der Betrag „50,— €“ durch den
Betrag „100,— €“ ersetzt.

b) Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Langzeitstudiengebühr und die
Gebühr für das Zweitstudium betragen jeweils
500,— € pro Semester.“

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 3 wird der Punkt durch ein Komma
ersetzt.

bb) Es wird folgende Nr. 4 angefügt:

„4. Studierende, die an Hochschulen auf
Grund von § 59 Abs. 2 Satz 1 letzter
Halbsatz der Qualifikationsverordnung
immatrikuliert sind.“

b) Es wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) 1Von der Erhebung von Langzeitstudien-
gebühren wird auf Antrag abgesehen, wenn die
Studentin oder der Student beurlaubt ist oder
die Erhebung zu einer unbilligen Härte führen
würde. 2Eine unbillige Härte liegt insbesondere
vor bei

1. studienzeitverlängernden Auswirkungen einer
Behinderung oder chronischen Erkrankung,

2. Studienzeitverlängerungen auf Grund der
Betreuung eines Kindes unter 15 Jahren,

3. Studienzeitverlängerungen auf Grund der stu-
dentischen Mitwirkung in Kollegialorganen
der Hochschule.

3Abs. 3 Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend.“

5. In § 4 Abs. 3 werden die Worte „Gebühr für ein
Zweitstudium ist“ durch die Worte „Langzeitstu-
diengebühren und die Gebühr für ein Zweitstu-
dium sind“ ersetzt.

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. März 2005 in
Kraft.

(2) 1Langzeitstudiengebühren sind erstmals zum
Wintersemester 2005/2006 zu erheben. 2§ 1 Nr. 3
Buchst. a ist erstmals auf die Gebührenerhebung zum
Wintersemester 2005/2006 anzuwenden.

München, den 11. Februar 2005

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister

2210–1–1–9–WFK

Sechste Verordnung
zur Änderung der

Hochschulgebührenverordnung

Vom 11. Februar 2005
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